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Text 

Übergangsvorschriften 

§ 18. (1) Die Rechtsträger haben die Meldungen gemäß § 5 Abs. 1 erstmalig bis zum 1. Juni 2018 zu 
erstatten. 

(2) Die Möglichkeiten zur Einsicht gemäß § 9, § 10 und § 12 sind ab dem 2. Mai 2018 
bereitzustellen. 

(3) Die Fristen zur Meldung der Daten gemäß § 5 Abs. 1 sowie die Frist zur Androhung und 
Verhängung einer Zwangsstrafe gemäß § 16 Abs. 1 werden jeweils unterbrochen, wenn die Fristen mit 
Ablauf des 16. März 2020 noch nicht abgelaufen waren oder der Beginn des Fristenlaufs in die Zeit von 
16. März 2020 bis zum Ablauf des 30. April 2020 fällt. Die genannten Fristen beginnen mit 1. Mai 2020 
neu zu laufen. 

(4) Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, durch Verordnung bis längstens 31. Dezember 
2020 

 1. die in Abs. 3 angeordnete allgemeine Unterbrechung von Fristen zu verlängern oder weitere 
allgemeine Ausnahmen von der Unterbrechung vorzusehen, soweit dies zur Verhütung und 
Bekämpfung der Verbreitung von COVID-19 erforderlich ist; 

 2. weitere Bestimmungen vorzusehen, die den Einfluss der Maßnahmen, die zur Verhinderung der 
Verbreitung von COVID-19 getroffen werden, auf den Lauf von Fristen und die Einhaltung von 
Terminen für anhängige oder noch anhängig zu machende ordentliche Rechtsmittelverfahren 
regeln. Er kann betreffend das ordentliche Rechtsmittelverfahren insbesondere die 
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Unterbrechung, die Hemmung, die Verlängerung oder die Verkürzung von Fristen anordnen, 
Säumnisfolgen bei Nichteinhaltung von Terminen ausschließen sowie bestimmen, ob und auf 
welche Weise verfahrensrechtliche Rechtsnachteile, die durch die Versäumung von Fristen oder 
Terminen eintreten können, hintangehalten und bereits eingetretene wieder beseitigt werden. 
Dabei sind die Interessen an der Fortsetzung dieser Verfahren, insbesondere die Abwehr eines 
erheblichen und unwiederbringlichen Schadens von den Verfahrensparteien, einerseits und das 
Interesse der Allgemeinheit an der Verhütung und Bekämpfung der Verbreitung von COVID-19 
sowie am Schutz der Aufrechterhaltung eines geordneten Verwaltungsbetriebes andererseits 
gegeneinander abzuwägen. 
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